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Es ist erfreulich, dass die EU und
Österreich nicht zögern, Flücht-
linge aus der Ukraine aufzuneh-
men, dass die bürokratischen
Hürden unverzüglich durch
entsprechende Verordnungen aus
dem Weg geräumt wurden, dass
Hilfe rasch und effizient möglich
ist. Weniger erfreulich ist die
Ungleichbehandlung, die Geflüch-
teten zuteilwird. Drittstaatsange-
hörigen, Gastarbeitern etwa und
Studenten, die zwar in der Ukrai-
ne einen Aufenthaltstitel haben,
aber keine Staatsbürgerschaft,
keine Ehepartner oder andere
familiäre Verbindungen, sind
zwar genauso gefährdet an Leib
und Leben durch die Kriegshand-
lungen. Jedoch sind sie weit
strengeren Bestimmungen unter-
worfen. Österreich ist hier ebenso
restriktiv wie die Visegrád-Staa-
ten – wieder einmal – und dies
bei grüner Regierungsbeteiligung.
Auch die Asylsuchenden, die in
den vergangenen Jahren aus

Syrien, Afghanistan und dem Irak
auszureisen gezwungen wurden,
bekommen ein ganz anderes Bild
von der Friedensgemeinschaft, als
die sich die EU gerade feiert,
ebenso die Vertriebenen, die an
den Außengrenzen in Belarus
und Serbien oder vor den Toren
der spani-
schen Exkla-
ven Ceuta und
Melilla auf
marokkani-
schem Gebiet
zu Tausenden
ein elendes
Dasein fristen.
Der niederösterreichische FPÖ-
Landesrat Gottfried Waldhäusl ist
sich nicht zu schade, die Geflüch-
teten gegeneinander auszuspielen
und – wie „meinbezirk.at“ berich-
tet – einen Seitenhieb gegen
junge Männer aus Afghanistan
und Syrien zu platzieren, denn
„genau diese belegen jetzt die
Plätze, die die Flüchtlinge aus der

Ukraine so dringend benötigen“.
Es wird also unterschieden
zwischen guten und schlechten
Flüchtlingen. Auch wenn es
schwerfällt, es auszusprechen
oder hinzuschreiben: Die guten,
das sind die bleichgesichtigen,
christlichen; und die anderen, das

sind die nicht
ganz so blass-
häutigen, mus-
limischen. Es
gibt dafür ein
böses, wenn
auch treffen-
des Wort:
Rassismus.

Es ist auch unerträglich, dass
Künstler und Sportler zu Stellung-
nahmen gegen den Krieg gezwun-
gen werden, nur weil sie eine
russische Staatsbürgerschaft
haben. Wer von vornherein qua
Nationalität unter Generalver-
dacht steht, Staatskünstler,
Kriegsverherrlicher und Putin-Ad-
orant zu sein, empfindet das als

Menschenhatz. Auch dafür gibt es
ein Wort: Sippenhaft – eine
Kollektivhaft also. Aber in einem
rechtsstaatlichen Verständnis von
Schuld ist diese an individuelles
Handeln gebunden. Zudem gilt in
einer Beweislastumkehr nun die
Schuldvermutung. Wer russischer
Staatsbürger ist, muss erst einmal
sein Nicht-involviert-Sein bewei-
sen und ein Bekenntnis gegen
Wladimir Putins Krieg und für die
Ukraine ablegen. Absurd wird es,
wenn Veranstalter Stücke russi-
scher Komponisten absetzen und
Tote in Sippenhaft nehmen.
Zum Glück brachte es dieser Tage
eine Persönlichkeit mit Gewicht
auf den Punkt: Ai Weiwei, dessen
Kunst zugleich Polit-Aktivismus
ist. Im Rahmen seiner Personale
in der Wiener Albertina modern
warf er dem Westen Heuchelei
und Zensur vor. Der Ukraine-
Krieg bringt einige wenig schöne
Seiten Europas so richtig gut zur
Geltung.

Von guten und schlechten Flüchtlingen

gastkommentar@wienerzeitung.at

Gastkommentar
von Ingrid Thurner

Die Autorin ist Ethnologin,
Publizistin im Bereich
Wissenschaftskommunikation
und Mitglied der Teilnehmen-
den Medienbeobachtung
(www.univie.ac.at/tmb)
am Institut für Kultur-
und Sozialanthropologie
der Universität Wien.

Diskriminierungen,
Doppelmoral und

Sippenhaft für Tote.

Es war erfreulich, dass die vorge-
zogenen Parlamentswahlen im
Oktober 2021 fast reibungslos
über die Bühne gingen. Auch
wenn 41 Prozent Wahlbeteiligung
ein Rekordtief bedeuteten. Ein-
deutiger Sieger ist der schiitische
Kleriker Muqtada al-Sadr. Seine
Partei gewann 73 der 328 Sitze
im Parlament, gefolgt vom Sunni-
ten Mohammed al-Halbousi, dem
früheren Gouverneur der Provinz
Anbar, dessen Fortschritt-Partei
37 Sitze holte. Großer Verlierer ist
die Fatah-Allianz, ein Zusammen-
schluss pro-iranischer Parteien
mit Nahverhältnis zu schiitischen
Milizen, den Hashd al-Shaabi
(PMU). Waren sie bei den vorheri-
gen Wahlen mit 48 Sitzen noch
zweitstärkste Kraft geworden, er-
reichten sie diesmal nur 14.

Doch auch wenn sich aufgrund
des Wahlergebnisses eine Mehr-
heitsregierung der Sieger im
Bündnis mit der kurdischen PDK
abzeichnet, bleibt der irakische
Staat gefährlich schwach. Das hat
mehrere Gründe. Zum einen ist
da der Konflikt zwischen Iran und
USA, den die beiden Akteure auf
irakischem Staatsgebiet austra-
gen. Während der Iran die von
den USA mitausgelöste Destabili-
sierung der Region nutzt, um sei-
nen Einfluss auszuweiten, wollen
die USA eben das verhindern.

Die schiitischen Milizen grei-
fen immer wieder US-Basen an.
Einige, wie die Badr-Organisation,
Kata’ib Hisbollah und Asaib Ahl
al-Haqq, sind alte Rivalen der
USA und leisteten ab 2003 Wider-
stand gegen die US-Besatzer. So
wie übrigens auch die Mahdi-Ar-
mee des Wahlsiegers Al-Sadr, der
nach 2008 den Kampf gegen US-
und irakische Truppen einstellte.
Die pro-iranischen Milizen hören
auf Zurufe aus Teheran und agie-
ren außerhalb der Strukturen der
irakischen Sicherheitskräfte.
Durch sie hat der Iran einen He-
bel, um auf die Politik im Irak
einzuwirken. Ähnlich der Hisbol-

lah im Libanon sind die Milizen
militärisch hochgerüstet und über
ihre politischen Arme im Parla-
ment stark vertreten. Zumindest
waren sie das bis vor den Wahlen
im Oktober 2021.

Der Iran wird sich im Irak
nicht ausschalten lassen

Umgekehrt führen die USA, in Ko-
operation mit Israel, Luftschläge
gegen schiitische Milizen und ge-
zielte Tötungen im Irak durch.
Prominentes Beispiel ist der An-
fang Jänner 2020 von einer US-
Drohne am Flughafen von Bagdad
getötete iranische Brigadegeneral
Qassem Soleimani. Offiziell ist
der US-Kampfeinsatzes seit 31.
Dezember 2021 zu Ende, doch
rund 2.500 US-Soldaten bleiben
im Irak, um „Ausbildung, Bera-
tung und Aufklärungsarbeit“ zu
leisten. Natürlich aber auch, um
den Iran und seine Milizen im
Auge zu behalten. Ausschalten
werden sie sich aber nicht lassen.

Der arabisch geprägte Irak und
der persische Iran teilen sich ne-
ben 1.600 Kilometer gemeinsa-
mer Grenze eine weit zurückrei-
chende Geschichte, freilich nicht
immer harmonisch, wie der bluti-

ge Krieg in den 1980ern zeigte.
Beide haben über eine deutliche
schiitische Mehrheit, Pilgerreisen
von Gläubigen führen zu Heiligtü-
mern beiderseits der Grenze. Und
der Iran ist einer der wichtigsten
Handelspartner in der Region.

Mit anderen Worten: Das Wohl-
ergehen des Irak hängt zu einem
großen Teil von den eng verfloch-
tenen Beziehungen zum Iran ab.
Seine Interessen in Bezug darauf
sind daher nicht mit jenen der
USA identisch. Die für Irak wie
Iran wichtigen bilateralen Bezie-
hungen werden trotz drohender
Sanktionen und Kriege fortbeste-
hen. Die Frage ist, ob der Iran ge-
gen den Willen der Regierung im
Irak die dortige Politik beeinflusst
oder beide Staaten künftig auf Au-
genhöhe kommunizieren und ko-
operieren können.

Ein anderes großes Problem ist
die den Staat lähmende Klientel-
politik samt Korruption, die den
Beamtenapparat aufgebläht hat,
in den ein großer Teil des Ölgel-
des fließt. Das Heer der Beamten
schwoll zwischen 2004 und 2016
von 850.000 auf sieben bis neun
Millionen an. Im krassen Gegen-
satz zu den Milliarden, die der Be-

amtenapparat verschlingt, steht
die Leistung, die er erbringt. Weil
bei der Postenvergabe Nepotis-
mus Qualifikation schlägt, kann
der Staat seinen Grundaufgaben
nur begrenzt nachkommen. Ge-
schätzte 25 Prozent der öffentli-
chen Gelder im Irak versickern in
korrupten Netzwerken.

Dagegen formierte sich im Ok-
tober 2019 Widerstand. Zehntau-
sende besetzten den Tahrir-Platz
in Bagdad, von wo aus sich die
Proteste in den zentralen und
südlichen Provinzen verbreiteten.
Vorwiegend junge Menschen gin-
gen auf die Straße. Eine Generati-
on, die mit Satelliten-TV, Internet
und Sozialen Medien aufgewach-
sen ist und gesehen hat, was Isla-
misten und Nationalisten anrich-
ten und wie korrupt große Teile
der Eliten sind, wollte einen ande-
ren Irak, forderte Reformen und
das Ende des Klientelsystems, das
die USA nach ihrer Invasion ge-
schaffen hatten und mit dem die
politische Spaltung zwischen
Schiiten, Sunniten und anderen
religiösen und ethnischen Grup-
pen zementiert worden war.

Die Sicherheitskräfte, allen vo-
ran schiitische Milizen, reagierten

mit voller Härte. Hunderte De-
monstranten starben, tausende
wurden verletzt, andere ver-
schwanden. Einige Leichen tauch-
ten später auf den Müllfeldern am
Rande Bagdads auf. Diejenigen,
die für Veränderungen eintreten
und sich für einen besseren Irak
für alle einsetzen, werden ermor-
det und entsorgt. Die Zukunft des
Irak landet auf dem Müll.

Neue Regierung,
neue Hoffnung?

Ein Treffen der beiden Siegerpar-
teien und der kurdischen KDP En-
de Jänner in Najaf deutet auf eine
von Al-Sadr geforderte Mehrheits-
regierung hin. Von der Macht aus-
geschlossen wären damit die pro-
iranischen Parteien der Fatah-Al-
lianz. Es wäre die erste Mehr-
heitsregierung seit 2003 mit ei-
ner starken, pro-iranischen Oppo-
sition im Parlament. Doch trotz
der anstehenden Probleme konn-
ten sich die politischen Eliten
auch fünf Monate nach den Wah-
len nicht auf einen Präsidenten
einigen, wodurch sich die weitere
Regierungsbildung verschleppt.

Eine Beschneidung der Mili-
zen, die mit ihrer wirtschaftlichen
und militärischen Stärke einen
Staat im Staat bilden, und die Be-
kämpfung der Korruption sind
dringend nötig. Erst wenn der
Staat voll handlungsfähig ist,
kann er die anstehenden Proble-
me – Grundversorgung der Bevöl-
kerung, Arbeitslosigkeit, Inflati-
on, Armut – lösen und den
Rechtsstaat stärken. Wer immer
in den nächsten Jahren an den
Schalthebeln sitzt, hat große Her-
ausforderungen zu bewältigen. ■

Schwacher Staat, große Herausforderungen
Im Oktober 2021 hat der Irak gewählt. Fünf Monate später gibt es immer noch keine neue Regierung, aber viele Probleme.

Gastkommentar
von Markus Schauta

Markus Schauta ist freier
Journalist, seit 2011 berichtet
er aus Kriegs- und Krisenge-
bieten in Nahost. Eine Langfas-
sung dieses Textes ist in der
aktuellen Ausgabe von „Inter-
national – Die Zeitschrift für
internationale Politik“ erschie-
nen (https://international.or.at).

Zum Autor

DDiiee  SSiittuuaattiioonn  iimm  iirraakkiisscchheenn  PPaarrllaammeenntt  iisstt  nniicchhtt
eeiinnffaacchheerr  ggeewwoorrddeenn..  FFoottoo:: aaffpp  //  AAmmtt  ddeess  PPrreemmiieerrmmiinniisstteerrss


